
Rechtsextremen nicht  
auf den Leim gehen.

Ein Ratgeber für den 
betrieblichen Alltag

misch dich ein!Arbeit zuerst für ... ? Ein solidarisches Miteinander!



Offen für alle – geschlossen gegen Rechtsextremismus
Die unscheinbare Kollegin aus dem Nachbarbüro entpuppt sich als Mitglied einer 
rechtsextremistischen Partei. Ein Mitarbeiter mit Migrationshintergrund wird bei 
den Beförderungen wiederholt übergangen. Im Kopierraum liegen Zettel mit frem-
denfeindlichen Witzen. Auf verschiedene Weise kann man am Arbeitsplatz mit Rechts-
extremismus, Rassismus, Antisemitismus, Sexismus oder Behindertenfeindlichkeit 
konfrontiert werden. Die in dieser Broschüre zusammengetragenen Beispiele zeigen: 
Es gibt viele Möglichkeiten, sich dagegen zu wehren.  

Dabei muss niemand alleine bleiben, 
sondern kann sich Unterstützung su-
chen  – sei es betriebsintern oder außer-
halb der Firma. Denn im eigenen Ar-
beitsumfeld aktiv zu werden, erfordert 
Courage. Es können Ängste und Zwei-
fel aufkommen: Ist die Sache den Auf-
wand überhaupt Wert? Bin ich ein 
»Kollegenschwein«, wenn ich jemanden 
an den Pranger stelle? Riskiere ich durch 
mein Handeln meinen Arbeitsplatz? 

Das Mobile Beratungsteam 
gegen Rechtsextremismus 
Hamburg ist auf die Auseinanderset-

zung mit Rechtsextremismus, Rassis-
mus und Antisemitismus spezialisiert. 
Zusammen mit ExpertInnen unter-
stützen wir Institutionen, Organisati-
onen und Einzelpersonen bei ihrem 
Engagement gegen die extreme Rech-
te. So auch mit dieser Broschüre, an 
der viele mitgewirkt haben. Betriebs- 
und Personalräte, Jugend- und Aus-
zubildendenvertreterInnen, Mitarbei-
terInnen und GeschäftsführerInnen 
haben uns aus ihrer betrieblichen 
Praxis berichtet1. Ihnen allen gilt unser 
Dank. Ihre Erfahrungen sowie weiter-
führende Tipps finden sich im ersten 

Teil der Broschüre. Der zweite Teil geht 
auf die rechtlichen Möglichkeiten, wie 
zum Beispiel das Antidiskriminie-
rungsgesetz, das Gleichstellungsgesetz 
oder das Betriebsverfassungsgesetz, 
ein, auf die man sich bei seinem Han-
deln beziehen kann. Schließlich erklärt 
der dritte Teil der Broschüre Codes 
und Zeichen von Rechtsextremen, 
anhand derer sie enttarnt werden kön-
nen. 
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Unter Mitherausgeberschaft der 
Hamburger Gewerkschaften

  1 Wie schwierig die Situation zum Teil noch ist, zeigt auch, dass manche InterviewpartnerInnen in dieser Broschüre nur 
unter Pseudonym auftauchen wollten. Ein Anzeichen dafür, dass es in vielen Betrieben oder Behörden nach wie vor 
nicht einfach ist mit den Themen Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitismus am Arbeitsplatz offen umzugehen. 
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Da solche Einstellungen überall in der 
Gesellschaft vertreten sind, spielen sie 
auch in der Arbeitswelt eine Rolle. Sie 
beeinflussen das Miteinander im Be-
trieb, egal ob am Fließband, im Büro 
oder beim gemeinsamen Essen in der 
Kantine. In der Ausgrenzung von ver-
meintlichen AusländerInnen, dem 
Mobbing von Menschen mit Behin-
derung oder der Beleidigung von Ho-
mosexuellen werden extrem rechte 
Einstellungen in die Praxis umgesetzt 
– auch im Betrieb. So fühlen sich Men-
schen aus Zuwandererfamilien dop-
pelt so oft benachteiligt wie Menschen 

ohne Migrationshintergrund . Das hat 
eine Umfrage der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes ergeben. Gera-
de am Arbeitsplatz ist das der Fall, 
besagt die Studie.  

Extrem rechte Einstellungen können 
aber auch scheinbar plötzlich in einer 
Gruppe hervortreten, so wie es ein 
Betriebsratsmitglied einer Baufirma 
erlebt hat. 

Er führte eine Streikdemonstration zu 
einer Baustelle. »Dort gab es Streikbre-
cher, die vornehmlich aus Polen ka-
men. Sie hatten einfach nicht verstan-

Was heißt eigentlich 

Rechtsextremismus?
Rechtsextremismus ist kein Phänomen am Rand der Gesell-
schaft. Rechtsextremistische Einstellungen begegnen uns 
überall. Sie äußern sich durch Rassismus, Antisemitismus 
oder Chauvinismus und stehen für Ausgrenzung und Diskri-
minierung, für die Verharmlosung des Nationalsozialismus, 
oder den Ruf nach einem starken Führer.

Studien belegen: Rechtsextremismus findet sich bei Frauen 
und Männern gleichermaßen, im Osten Deutschlands sowie im 
Westen, bei AnhängerInnen aller politischer Parteien und 
Glaubensrichtungen und auch bei Gewerkschaftsmitgliedern. 
Bei einer wissenschaftlichen Umfrage im Jahre 2012 stimm-
te über ein Drittel der Befragten der Aussage zu, dass 
»Ausländer kommen, um den Sozialstaat auszunutzen« und 
dass bei knappen Arbeitsplätzen »Ausländer wieder in ih-
re Heimat« geschickt werden sollten.
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den, worum es ging. Schnell ging es 
nicht mehr nur darum, die da runter-
zuholen, sondern es mischte sich auch 
ein klar rassistischer Ton darunter. Ich 
habe mich ganz schön erschrocken 
und hatte Mühe, meinen KollegInnen 
per Megaphon klar zu machen, dass es 
so nicht geht.«

Zu verstärktem Rassismus kann 
es da kommen, wo der Druck 
auf dem Arbeitsmarkt zunimmt. 
Er führt zu Abstiegsängsten und Un-
sicherheit. »Zu besonderer Unzufrie-

denheit bei den Kolleginnen und Kol-
legen kommt es immer, wenn bei uns 
Befristungen nicht verlängert werden, 
oder Leiharbeit ausgebaut wird«, hat 
der Betriebsrat Necmettin Pamuk be-
obachtet, »da nehmen die Konflikte in 
unserer Firma zu und es fällt auch eher 
mal ein rassistischer Spruch.«

Der Umgang mit solchen Vorfällen am 
Arbeitsplatz kann mit Unsicherheiten 
und Konflikten verbunden sein. Ex-
emplarisch sind die Erfahrungen von 
Birte Weiß von der Hamburger Anti-

diskriminierungsberatung von basis 
& woge e.V. »Wir fragen natürlich nach, 
wenn Beschwerden bei uns landen, ob 
die Ratsuchenden sich an ihren Vor-
gesetzten, an den Betriebsrat oder an 
eine Beschwerdestelle gewendet haben. 
Häufig beschreiben Betroffene dann, 
dass es eine eigens für Diskriminie-
rungsfälle vorgesehene Beschwerde-
stelle nicht gibt und dass sie nicht zum 
Betriebsrat gegangen sind, weil sie sich 
keine Unterstützung erhoffen oder 
Angst vor Nachteilen haben. Nicht 
selten berichten Ratsuchende aber 
auch, dass ihre Beschwerde von Vor-
gesetzten oder vom Betriebsrat nicht 
ernst genommen wurde und die Ein-
stellung vorherrscht, dass die Betrof-

»Politische Neutralität, die im betrieb-
lichen Alltag und in Betriebsverfassungen 
ein hohes Gut darstellt, kann gegenüber 
Rechtsextremismus nicht gelten.«

Ideologie des Rechtsextremismus
In Anlehnung an eine Gruppe 
von SozialwissenschaftlerInnen 
(bekannt als die Gruppe um Oli­
ver Decker und Elmar Brähler) ist 
unter »Rechtsextremismus« eine 
Weltanschauung zu verstehen, die 

sich aus folgenden inhaltlichen 
Dimensionen zusammensetzt: 
1) Befürwortung einer rechts-
gerichteten Diktatur, 2) Nati-
onalismus, 3) Rassismus, 4) 
Antisemitismus, 5) Sozialdar-

winismus (beispielsweise Aus­
grenzung und Abwertung von Ob­
dachlosen), 6) Verharmlosung 
des Nationalsozialismus und 
7) Sexismus/Homophobie.  
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fenen nichts tun können. Und das 
auch dann, wenn die Beratungsstel-
le sehr wohl Handlungsspielraum, 
teilweise auch rechtlicher Natur, 
sieht.« 

Die Verantwortlichen in einem Be-
trieb, wie zum Beispiel Geschäfts-
führung, Jugendauszubildendenver-
treterInnen, BetriebsrätInnen oder 
gewerkschaftliche Vertrauensleute, 
sind wegen ihrer wichtigen Stellung 
beim Engagement gegen Rechtsex-
tremismus besonders gefragt. Doch 
entscheidend ist, wie auf-
merksam jede Einzelne an 
ihrem Arbeitsplatz gegen-
über rechtsextremistischen 
Tendenzen ist und wie be-

reit zu handeln, auch wenn 
dadurch unangenehme Konflik-
te entstehen können.

Der Politikwissenschaftler Roland 
Roth stellt fest: »Politische Neutra-
lität, die im betrieblichen Alltag und 
in Betriebsverfassungen ein hohes 
Gut darstellt, kann gegenüber 
Rechtsextremismus nicht gelten. 
Denn hier geht es nicht um eine be-
liebige politische Meinung, sondern 
um Einstellungen und Verhaltens-
weisen, die das friedliche Zusam-
menleben und -arbeiten gefähr-
den.«1 

  1 Roland Roth: „Demokratie braucht Qualität“, 
Friedrich-Ebert-Stiftung, 2010.
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Christian Brandt  war als Betriebs-
rat bei einem mittelständischen 
Bauunternehmen in Hamburg 
beschäftigt. Einer seiner Kollegen 
berichtete von rechtsextremen 
Demonstrationen, an denen er 
teilgenommen hatte. »Aber dieser 
Typ hat nie jemanden rassistisch 
beleidigt oder diskriminiert. Es 
gab keine direkte Angriffsfläche,« 
erzählt Brandt.

Für ihn gibt es eine klare Grenze: 
»Wenn so jemand versucht, sich 
ein Umfeld unter den KollegInnen 
zu schaffen oder andere missionie-
ren will, dann würde ich sofort 
aktiv werden. Ich würde die Ge-
schäftsführung informieren, oder 
die Kunden, bei denen er tätig ist. 
Im Notfall würde ich auch versu-
chen zu tricksen, wenn ihm ar-

beitsrechtlich nicht beizukommen 
ist.« 

Doch in seinem Fall entschied er 
sich für keinen der Schritte. »Mir 
schien es, als sei der ein Mitläufer. 
Und ich wollte mich nicht an ei-
nem einzelnen Rassisten abarbei-
ten.«  

Wichtiger war es ihm, einen Ge-
genpol zu setzen und innerhalb 
der Belegschaft auf die Situation 
der KollegInnen mit Migrations-
hintergrund aufmerksam zu ma-
chen: »Was bedeutet es, aus einem 
fremden Land hierher zu kom-
men, wie können wir ein besseres 
Verständnis untereinander entwi-
ckeln?« 

Möchte man einer/m rechtsextre-
mistischen KollegIn arbeitsrecht-

Der Kollege Nazi

Der Kollege oder die Kollegin äußert sich  
offen rechtsextrem oder ist gar Mitglied in einer 
rechtsextremen Partei. Was tun?  
Ein Erfahrungsbericht und Beispiele.



7lich beikommen, wird  danach ent-
schieden, wie er/sie sich am 
Arbeitsplatz verhält (siehe auch Inter-
view auf Seite 8). Bundesweit tauchen 
immer wieder Fälle auf, in denen es 
Firmen oder der öffentliche Dienst mit 
Rechtsextremen zu tun hatten. Es gab 
unterschiedliche Reaktionen:

Beispiel: Ein großer Versi-
cherungs-Konzern in Hamburg. 
Dort arbeitet ein Mitglied 
des NPD-Landesvorstandes. 
Rechtlich ist das Unternehmen deswe-
gen bislang nicht aktiv geworden. Aus 
Sicht einer Unternehmenssprecherin 
könne die Versicherung arbeitsrecht-
lich nur dann etwas tun, wenn einem 
Mitarbeiter zum Beispiel ein konkreter 
Verstoß gegen den Verhaltenskodex 
nachgewiesen werden kann. In diesem 
Kodex heißt es, »alle Mitarbeiter sehen 
es als ihre Pflicht an, Benachteiligun-
gen - auch mittelbare - bzw. Ungleich-
behandlungen aus Gründen der Rasse, 
der ethnischen Herkunft, (...) zu ver-
hindern bzw. zu beseitigen.«

Beispiel: Die Berliner Si-
cherheitsfirma GSE: Ein dort 
beschäftigter Wachmann war 
Vorsitzender eines NPD-
Kreisverbandes. Das Unterneh-
men kündigte ihm, nachdem seine 
politischen Aktivitäten bekannt 
wurden und er sich, allerdings nicht 
gegenüber KollegInnen, sondern auf 
der Internetseite seiner Partei, men-
schenverachtend geäußert hatte. Der 
Wachmann befand sich noch in der 
Probezeit, so dass seine Kündigung 
einfach war. Der Geschäftsführer der 
Firma, Michael Goldschmidt, bezog 
gegenüber der Zeitung »Der Tages-
spiegel« deutlich Stellung: »Es ist ein 
Unding, wenn ich Rechtsextreme in 
einer Multikulti-Stadt wie Berlin in 
sensiblen Bereichen beschäftige. Es 
kann nicht sein, dass sich möglicher-
weise Gruppen bilden, die sich ras-
sistisch äußern. Das stört eindeutig 
den Betriebsfrieden.« Dafür würde 
er »im Zweifelsfall auch eine Abfin-
dung bezahlen.«

Beispiel: Oberfinanzdirektion 
Karlsruhe. Dort klagte ein 
Angestellter zunächst erfolg-
reich gegen seine Entlassung. 
Die Mitgliedschaft in der NPD, so das 
Gericht, sei allein kein Kündigungs-
grund. Als er jedoch anschließend ein 
Rundschreiben verschickte, in dem zu 
einem »Volksaufstand« und einer 
»bürgerlichen Revolution« aufgerufen 
wurde, stellte das Arbeitsgericht fest: 
Ein Staatsdiener müsse »ein bestimm-
tes Maß an Verfassungstreue aufbrin-
gen«. Das sei in diesem Fall offenbar 
nicht gegeben. 

Beispiel: Eine diakonische 
Einrichtung in Mecklenburg: 
Dort wurde der Arbeitsvertrag 
mit einem Mitarbeiter aufge-
löst, der für die NPD im 
Kreistag sitzt. Er war auf Nach-
frage nicht bereit, sich zum Leitbild der 
Diakonie zu bekennen.

Beispiel: Ein Auszubildender 
der Stadt Nordhausen.  
 

Er zählt wichtige lokale NPD-
Funktionäre als seine Freun-
de. Auf seinem Facebook-Profil lau-
tete ein Kommentar: »Rudolf Hess, Du 
warst ein Held! Du hast den Ruhm und 
die Ehre aller deutschen Patrioten!« 
Nachdem die Stadtoberen Gespräche 
mit ihm geführt hatten, durfte er wei-
ter arbeiten. »Wenn er uneinsichtig ist, 
müssen wir uns Konsequenzen über-
legen«, sagt Bürgermeister Klaus Zeh. 
Man wolle den jungen Mann aber 
nicht an die rechte Szene verlieren.

Beispiel: Ein Schornsteinfeger 
in Sachsen-Anhalt. Er ist kein 
NPD-Mitglied, sitzt für die 
Partei aber im Stadtrat von 
Laucha. Das Bundesverwaltungsge-
richt Leipzig entschied, bei Kaminkeh-
rerInnen bestehe zwar keine Pflicht zur 
absoluten Verfassungstreue wie etwa bei 
BeamtInnen. Aber weil sie öffentliche 
Aufgaben wahrnehmen, müssten sie die 
Grundrechte ihrer KundInnen achten. 
Deswegen könne ihm sein Kehrbezirk 
entzogen werden. 



Augen auf am Arbeitsplatz!

Interview mit dem Rechtsanwalt Dieter Magsam über Möglichkeiten,  
sich im Betrieb gegen Rechtsextremismus zur Wehr zu setzen.

Mein Arbeitskollege, meine Arbeits-
kollegin ist Mitglied in einer rechts-
radikalen Partei. Kann ich meinen 
Arbeitgeber dazu drängen, ihn/sie 
zu kündigen?

Dieter Magsam: Nein. Die bloße Mit­
gliedschaft in einer rechtsextremen 
Organisation oder Partei stellt für sich 
keinen Kündigungsgrund dar. Das wur­
de vor dem Arbeitsgericht zuletzt immer 
wieder so entschieden. 

Wenn der- oder diejenige allerdings 
rechtes Propagandamaterial auslegt, zu 
einer Demonstration aufruft, oder Pa­
rolen an Wände schreibt, gibt es sehr 
wohl Gründe für eine Abmahnung oder 
für eine fristlose Kündigung, denn dann 
ist der Betriebsfrieden gestört. 

Man sollte also genau schauen, wie 
sich so jemand verhält. Das gilt im Üb­
rigen in der Privatwirtschaft, genau wie 

im öffentlichen Dienst. Nur bei Beam­
tInnen wird eine klare Distanzierung zu 
verfassungsfeindlichen Organisationen 
vorausgesetzt.

Was ist, wenn sich so jemand außer-
halb der Arbeit offen für eine rechts-
extreme Organisation engagiert?

Auch hier gilt: Entscheidend ist, was 
genau jemand tut. Das Unternehmen 
kann sich dann fragen: Wie wirkt sich 
das Verhalten des- oder derjenigen auf 
unseren Betrieb aus? Wird zum Beispiel 
unser Image beschädigt? Auch ein da­
mit verbundener Kundenverlust könnte 
ein Grund für Betriebsverantwortliche 
sein, zu handeln. 

Es empfiehlt sich also immer im Auge 
zu behalten, was ein Rechtsextremer/
eine Rechtsextreme auch außerhalb 
seiner/ihrer Arbeitsstelle tut.

Und wenn ein/e Mitarbeiter/in je-
manden diskriminiert?

Diskriminierungen können sich auf ganz 
unterschiedliche Wiese äußern: Jemand 
bekommt zum Beispiel wiederholt seinen 
Urlaub nicht genehmigt oder wird ge­
mobbt. Da muss immer auf den Einzelfall 
geschaut werden. Generell soll bei Diskri­
minierungen das Allgemeine Gleichbe­
handlungsgesetz, das AGG, greifen. Es 
soll davor schützen zum Beispiel bei Ein­
stellungen oder Beförderungen benach­
teiligt zu werden. Man darf sich allerdings 
nicht zu viel von diesem Gesetz verspre­
chen, denn es ist oftmals eine stumpfe 
Waffe. Viele Klagen, die darauf beruhen, 
kommen vor dem Arbeitsgericht nicht 
durch. Wichtig ist, möglichst detaillierte 
Beschreibungen über Vorfälle zu haben 
und wenn möglich auch Zeugen.

Was gibt es für Maßnahmen, die ich 
im Betrieb gegen Rechtsextremis-
mus treffen kann?

Es empfiehlt sich, so etwas wie Selbst­
verpflichtungen oder Betriebsvereinba­
rungen abzuschließen. Damit schafft 
man sich eine breitere Grundlage, 

auf der dann auch Sanktionen ge­
gen rechtsextremes Verhalten getrof­
fen werden können. Vor rechtlichen 
Schritten steht an erster Stelle jedoch 
die aktive Auseinandersetzung mit der 
Situation am Arbeitsplatz. Deswegen ist 
jede Form von Aufklärungsarbeit, zum 
Beispiel auf Betriebsversammlungen, 
gut und wichtig. Auch Aushänge an 
Schwarzen Brettern oder ähnlichem 
können helfen, das Betriebsklima zu 
verbessern. 

Kann ich mich weigern, mit jeman-
dem zusammenzuarbeiten, weil 
er/sie offen rechtsextrem einge-
stellt ist?

Das kommt darauf an, wie sich diese 
Offenheit darstellt. Wird der- oder die­
jenige beleidigend gegenüber anderen 
oder verübt gar Straftaten, dann natür­
lich schon. Ansonsten kann es schwie­
rig werden. Ich würde auf jeden Fall das 
Gespräch mit KollegInnen suchen, oder 
die Person auch direkt ansprechen. Zi­
vilcourage zeigen ist nie verkehrt.  
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Rassistische Arbeitsstrukturen auflösen

Bis Mitte der neunziger Jahre war das Miteinander unter den KollegInnen der Firma Honeywell von Rassismus 
geprägt, so erzählen es die Betriebsräte Jorge Andrade und Necmettin Pamuk. Heute gibt es Regelungen, die ein 
gleichberechtigtes Miteinander ermöglichen sollen. Was hat sich getan?  

9

Seit über 30 Jahren ist der Portugie-
se Jorge Andrade bei Honeywell be-
schäftigt und schon lange als Be-
triebsrat tätig. Das Unternehmen 
lässt in Glinde Bremsbeläge herstel-
len. Die Arbeitsbedingungen für 
MigrantInnen zu Beginn seiner 
Tätigkeit schildert Andrade in düs-
teren Farben: »Es gab eine klare 
Hackordnung. Die guten Jobs waren 
ausnahmslos von Deutschen besetzt. 
Dann kamen die christlichen Mig-
rantInnen und schließlich ganz un-
ten die dunkelhäutigen und die Mus-
lime. Die hatten kaum eine Chance 

aufzusteigen.« Ein Vorarbeiter habe 
meist immer noch zwei deutsche 
KollegInnen dabei gehabt, die nur 
die Aufgabe gehabt hätten, die Ar-
beiter mit Migrationshintergrund zu 
trietzen. »Die ausländischen Kolle-
gInnen lebten in Wohnheimen auf 
dem Gelände, streng getrennt nach 
Nationalitäten.« Auch der damalige 
Betriebsrat habe nichts für die Be-
lange der ausländischen Mitarbeite-
rInnen getan. Im Gegenteil: »Wollte 
ein/e KollegIn Sicherheitsschuhe haben, 
musste er/sie sie auch noch bezahlen. So 
dass die KollegInnen das Gefühl hatten, 

Betriebsräte sind zum Verkaufen von 
Sicherheitsschuhen da!«

Mit der Wahl eines neuen Betriebsrats 
Anfang der neunziger Jahre besserte 
sich die Situation. Die Neuen setz-
ten sich unter anderem für 
»Auswahlrichtlinien« ein, die 
als Maßstab für Einstellung 
und Versetzungen im Unter-
nehmen gelten sollten. Eine 
Ungleichbehandlung sollte zum 
Beispiel auch wegen der »eth-
nischen Herkunft« gemäß Pa-
ragraph 75 des Betriebsver-

fassungsgesetzes (siehe auch 
rechtlicher Teil in dieser 
Broschüre) nicht mehr möglich 
sein. Das wurde in einer Be-
triebsvereinbarung festgehal-
ten.  

Neben Eignungstests für das Erreichen 
von höheren Jobs sollten auch die Be-
triebszugehörigkeit und das erreichte 
Lebensalter eine Rolle spielen, was für 
eine stärkere Gleichbehandlung von 
MitarbeiterInnen mit Migrationshin-
tergrund sorgte, die schon lange im 
Unternehmen tätig waren. 
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Bei den Betriebsratswahlen 
gilt inzwischen das »Reißver-
schlussprinzip«, nachdem pari-
tätisch ein/e Deutsche/r, und ein/e 
MitarbeiterIn mit Migrationshinter-
grund in das Gremium entsendet wird. 
Bei der Firma haben 400 von insgesamt 
rund 1.000 MitarbeiterInnen einen 
Migrationshintergrund.

Wird ein/e neue/r VorarbeiterIn ange-
stellt, prüft seit Ende der neunziger Jah-
re ein externer Dienstleister dessen/deren 
Sozialkompetenz, auch nach einer mög-
lichen Fremdenfeindlichkeit. »Sollten die 
zu dem Ergebnis kommen, der Mensch 
ist nicht geeignet, wäre das ein K.O.-
Kriterium und er oder sie würde nicht 
eingestellt,« erklärt Pamuk. 

Neben diesen rechtlichen Rege-
lungen sorgten aber auch zwei 
traurige Vorfälle dafür, dass das The-
ma Rechtsextremismus im Betrieb 
eine größere Rolle spielte. So lebten 
Familienangehörige eines Mitarbeiters 
in den Häusern in Mölln, die Neonazis 
1992 anzündeten. Bei den Anschlägen 
kamen drei Menschen ums Leben. Zu 
einer Demonstration in Solidarität mit 
den Opfern fuhren drei Busse mit Mit-
arbeiterInnen von Honeywell. Damals 
hieß die Firma noch AlliedSignal 
Bremsbelag. Die Geschäftsführung 
unterstütze die Aktion, die während 
der Arbeitszeit stattfand.

Ein paar Jahre später wurde 
ein türkischer Honeywell-

Arbei-
ter von 
rechten Skinheads 
in Bergedorf lebens-
gefährlich verletzt. In der 
Belegschaft wurde danach Geld für die 
Anwaltskosten gesammelt. Außerdem 
besuchten MitarbeiterInnen an jedem 
Prozesstag die Verhandlungen. Auch 
das hat das Miteinander in der Firma 
verändert, berichten die beiden Be-
triebsräte: »Es ist besser geworden, die 
Akzeptanz untereinander ist größer,« 
so Pamuk, »aber das Paradies haben 
wir hier natürlich nicht.« Immer wie-
der kommt es zu Situationen, wo Ras-
sismus und Rechtsextremismus eine 
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Betriebsratsinformationen
Betriebsratsinformationen sind eine gute Möglichkeit, um 
Rechtsextremismus zu thematisieren. Hier ist ein Text, 
den die Räte der Firma Honeywell im März 2012 anläss-
lich der »Internationalen Wochen gegen Rassismus« an 
die MitarbeiterInnen gerichtet haben:

»(...) Jetzt gibt es natürlich auch Probleme unter uns – auch ent­
lang der Grenzen von Herkunft, Sprache, Religion, Geschlecht 
und Nationalität. 

(…) Beim Zusammenarbeiten im Betrieb soll und muss das 
Gemeinsame wichtiger sein als das Trennende und Unterschie­
de. Mehr Respekt voreinander zu entwickeln und das kollegiale 
Miteinander weiter auszubauen. Das ist eine Aufgabe für alle, 
die hier arbeiten!

(…) Wir sollten das nicht nur im Betrieb miteinander ausbauen 
und weiterentwickeln, wir sollten das auch gemeinsam nach 
außen tragen.

(…) Jede Art von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Rechts­
extremismus hat bei uns im Betrieb nichts zu suchen. Wir wollen 
eine Gesellschaft und Lebensverhältnisse in diesem Land, wo 
jede und jeder angstfrei leben kann.«

Rolle 
spielen. 

So wurde ein Vor-
arbeiter nach einge-

hender Befragung 
seiner KollegInnen entlassen, 

nachdem er rassistische Sprüche los-
gelassen und später auch noch Knall-
körper durch die Gegend geworfen 
hatte. 

Ein anderer Mitarbeiter hat-
te einen rassistischen Text 
an das Schwarze Brett ge-
hängt. Geschäftsführung und 

Betriebsrat sprachen mit ihm, sahen 
aber von einer Entlassung ab. »Wir 
haben ihn stattdessen auf einen Lehr-
gang geschickt, bei dem es um die 
Lebenssituation von MigrantInnen in 
Deutschland ging. Das habe er ja alles 
gar nicht  gewusst, hat er hinterher zu 
mir gesagt«, berichtet Andrade.

Vor einiger Zeit hätte ein Mitarbeiter 
Hakenkreuze auf den Spind eines an-
deren gemalt. Doch weder die Ge-
schäftsführung noch der Betriebsrat 
konnten bei ihm einen rechtsextremen 
Hintergrund bemerken und stellten 
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Stopp!

Dem alltäglichen Rassismus

 Grenzen setzen

Lange Flure, geschlossene Bürotüren: In Hambur-
ger Behörden herrscht vielerorts eine anonyme 
Atmosphäre. Wie kann man bei solchen Bedingungen 
ein solidarisches Miteinander gegen diskrimi-
nierendes Verhalten schaffen?

Es war nur ein kleiner 
Schritt, aber ein bedeuten-
der. Wieder einmal lief der Vorgesetz-
te über den Flur und brüllte rassisti-
sche Sprüche. Zwei MitarbeiterInnen 
wollten das diesmal nicht einfach so 
hinnehmen.

Wie vorher verabredet, traten sie aus 
den voneinander entfernt liegenden 
Büros, stellten sich vor die Tür zum 
Zimmer ihres Vorgesetzten und sagten 
»Stopp.« Der Angesprochene reagier-
te irritiert, »aber ich weiß nicht, ob er 
in dem Moment verstand, worum es 
uns eigentlich ging«. Zu einer weiteren 
Diskussion kam es nicht. »Wir hatten 
schon öfter die Erfahrung machen 
müssen, dass man sich mit diesem 
Menschen nicht auseinandersetzen 

kann, da gibt es einfach keine gemein-
same Kommunikationsgrundlage. 
Deswegen war unsere Aktion eher 
symbolisch gemeint.«  

Wichtig war den beiden vor 
allem eines: Die Anonymität 
durchbrechen. Für die Festange-
stellte ist die Behörde »ein eigenes 
System, das auf vereinzeltem Arbeiten 
beruht. Die Flure sind lang, die Türen 
zu den Büros oft zu. Es gibt klare Hie-



rarchien, die Druck für jeden Einzel-
nen erzeugen. Du musst Anträge 
schreiben und hoffen, dass dein Vor-
gesetzter ihnen stattgibt.« Unter sol-
chen Bedingungen würden sich nur 
wenige trauen, aktiv zu werden, wenn 
jemand rassistische Bemerkungen 
macht. »Erst recht, wenn es um einen 
Vorgesetzten geht«, glaubt sie. »Im-
merhin hatten mein Kollege und ich 
schnell gemerkt, dass wir ähnlich 
denken, und konnten uns zu zweit 
untereinander austauschen.« 

Beide litten schon länger 
unter den ständigen Pöbel-
Auftritten ihres Vorgesetz-
ten. Da kam es zum Beispiel zur Het-
ze gegen SozialhilfeempfängerInnen 
und ausgrenzenden Bemerkungen ge-
genüber MigrantInnen in Dienstbespre-
chungen. »Als wir dann auch noch 
diesen Zettel mit Polenwitzen auf dem 
Kopierer fanden, war klar: Wir müssen 
endlich was tun, auch wenn wir nicht 
wussten, von wem das Papier stammte.« 

Ihr erster Schritt war es, ihre Erlebnis-

se bei einem Treffen der Vertrauens-
leute und Betriebsgruppen vorzutra-
gen. Das Gremium beschloss, sich 
extern beraten zu lassen, um die Situ-
ation besser einschätzen zu können. 
Ansprechpartner war in diesem Fall 
der Arbeitskreis AntiRassismus bei 
der zuständigen Gewerkschaft ver.di 
(siehe Tipp auf dieser Seite). 

Zu dem Treffen mit dem Arbeitskreis 
wurden alle Behördenmitarbeiter-
Innen eingeladen. 

Dort wurde auch die Idee geboren, bei 
rassistischen Sprüchen vor das eigene 
Büro auf den Flur zu treten, um ein 
Zeichen zu setzen. »Beim ersten Mal 
waren wir zwar nur zu zweit. Das Pro-
blem ist, dass ja nicht alle mitbekom-
men, wenn so etwas passiert. 

Aber es geht darum, die KollegInnen 
für das Problem zu sensibilisieren«, 
meinen die beiden. »Im Verlauf der 
Diskussion, die dann stattgefunden 
hat, berichteten zwei Kolleginnen da-
von, dass sie auch Probleme mit ras-
sistischen Sprüchen von Mitarbeitern 
auf ihrer Dienststelle hätten. Das hat 
uns gezeigt: Wir sind nicht allein und 
wir schaffen es Stück für Stück, das 
Schweigen aufzubrechen.«
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Hier gibt es Unterstützung
Beratungsstellen und Einrichtungen in Hamburg helfen, wenn man am eigenen Arbeitsplatz mit rechtsextre-
mem Verhalten konfrontiert ist. Drei Beispiele:

1Die Einrichtung basis und woge 
e.V. leistet Antidiskriminierungs­

arbeit für MigrantInnen und bietet auf 
diesem Gebiet Unterstützung für di­
rekt Betroffene an: Das Angebot reicht 
»von einer einmaligen Beratung, dem 
Verfassen eines Beschwerdeschrei­
bens, über Begleitung bei einem 
Vermittlungsgespräch bis hin zu In­
formationen und Unterstützung bei 
rechtlichen Schritten.« 

www.basisundwoge.de

2 Der Arbeitskreis AntiRassis-
mus bei der Gewerkschaft 

ver.di Hamburg führt Workshops 
durch und unterstützt Betriebs- und 
Personalräte dabei, Chancengleich­
heit am Arbeitsplatz voranzutreiben. 

www.hamburg.verdi.de/politik2/
antirassismus

3Nicht zuletzt stehen die Heraus­
ge​berInnen dieser Broschüre, 

das Mobile Beratungsteam ge-
gen Rechtsextremismus (MBT) 
von Arbeit und Leben Hamburg 
und der DGB Jugend Nord, für 
Fragen zur Verfügung. An das MBT 
können sich alle Menschen wenden, 
wenn sie mit Vorfällen konfrontiert 
sind, die einen rassistischen, rechts­
extremen oder antisemitischen Hin­
tergrund haben. Im Internet ist das 
MBT zu finden unter:

www.beratung-gegen-rechts- 
hamburg.de



»Wir müssen gegen rechtes Ge-
dankengut Farbe bekennen.« Das 
war der Grundgedanke, auf dem das 

Engagement von Betriebsrat Dieter 
Tonn und seinen KollegInnen Petra 
Mohr und Sigmar Günther fußt. Zwar 
mussten sie im Betrieb noch keinen 
Fall von Diskriminierung oder rechts-
extremistischem Verhalten klären. 
»Das muss aber nichts heißen«, so 
Tonn, »es geht um ein gesellschaftli-
ches Problem und das macht auch vor 
unserem Betrieb nicht Halt.« 

Doch wie anfangen? Um nicht ganz 
von null beginnen zu müssen, wählten 
die Betriebsräte als Rahmen für ihr 
Handeln die Respekt-Kampagne der 
Gewerkschaft IG Metall. Tonn sieht 
darin große Vorteile: »Die Gewerk-

schaft funktioniert als Türöffner. Wir 
können unsere Aktionen und Themen 
dadurch viel besser vor den Kollegin-
nen und Kollegen präsentieren, als 
wenn wir mit den Sachen einfach nur 
so ankommen würden. Und auch die 
Geschäftsführung ist schneller zu 
überzeugen.«

Tonn und seine KollegInnen versorgen 
ihre KollegInnen regelmäßig mit In-
fomaterial, lassen Teams beim Be-
triebsportfest in »Respekt«-Trikots 
antreten oder bauen bei Veranstaltun-
gen Info-Tische auf. Zuletzt wurde die 
Belegschaft dazu ermutigt sich an der 
Gegenveranstaltung zum Neonaziauf-

Weiterlesen, weitersurfen
IG BCE, DGB und IG Metall unterstützen als 

Teil von insgesamt 60 Organisationen die 
»Internationalen Wochen gegen Rassis­
mus«, die immer im März stattfinden. Auf 
der Internetseite www.internationale-
wochen-gegen-rassismus.de gibt es 
Informations- und Mobilisierungsmate­
rialien.

Die Seite www.migration-online.de  bietet 
Informationen, Fakten und Daten rund um 
das Thema Migration und Arbeitswelt. Da­
zu kommen zahlreiche Angebote zur Qua­
lifizierung, Schulung und Bildung. 

Unter der Internetadresse www.gemeinsam-
fuer-toleranz.de geben die Gewerk­
schaft Nahrung-Genuss-Gaststätten 
(NGG) und die Arbeitgebervereinigung 
Nahrung und Genuss (ANG) Anregun­
gen zur Arbeit gegen Rechtsextremismus, 
stellen Informationsmaterial und Poster 
zur Verfügung und präsentieren ebenfalls 
Aktions-Beispiele aus Betrieben.

Die AG Rechtsextremismus ver.di Berlin 
Brandenburg hat aktuell ein Buch mit 
Tipps und Geschichten zum Thema veröf­
fentlicht: Aktiv gegen Rechts! Geschichte 
und Perspektive gewerkschaftlicher Ge­
genwehr gegen NPD & Co.

Das Thema Rechtsextremismus in den Betrieb bringen

Bei der Firma Vattenfall Netservices/Metering fördert der Betriebsrat die  
Auseinandersetzung mit dem Thema Rechtsextremismus in der Belegschaft durch  
unterschiedliche Aktionen.
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Respekt! 
Kein Platz  
für Rassismus 
...ist eine Kampagne, die 2006 ge­
gründet worden ist und zunächst auf 
den Bereich Sport, speziell Fußball, be­
grenzt war. Seit März 2011 ist die IG 
Metall mit dabei und bringt das Thema 
in die Betriebe. Ziel von »Respekt« ist 
es »jedwede Benachteiligung – etwa 
aufgrund ethnischer Herkunft, Ge­
schlecht, Religion oder Weltanschau­
ung, wegen einer Behinderung, Alter 
oder sexueller Orientierung – zu ver­
hindern«. Sie folgt damit den Grundsät­
zen des Betriebsverfassungsgesetzes.

marsch am 2. Juni 2012 auf dem Rat-
hausmarkt zu beteiligen.

Wichtigste Bühne für ihr En-
gagement gegen Rechtsextre-
mismus sind die Betriebsver-
sammlungen. 

Hier werden Themen angeschnitten, 
die sonst keinen Raum finden. »Nach 
einer Versammlung«, erzählt Betriebs-
rat Günther, »kam ein Außendienst-
mitarbeiter aus Wilhelmsburg, wo 
viele Menschen mit Migrationshinter-
grund leben, zu mir und fragte: Was 
soll das mit dem Respekt? Weißt Du 
eigentlich, wie respektlos die Leute in 

dem Stadtteil dort mit mir umgehen? 
So kommt man mit den Leuten eben 
ins Gespräch.« Mohr pflichtet ihm bei: 
»Wir lösen Diskussionen aus, da 
kommt was in Bewegung. Das merken 
wir schon«.

Ihr Engagement zeigte auch 
über Hamburg hinaus Wirkung: 
Der Gesamtkonzernbetriebsrat von 
Vattenfall nahm die Initiative inzwi-
schen auf und beteiligt sich nun eben-
falls an der »Respekt«-Kampagne. Und 
auch die Geschäftsführung steht dem 
Ganzen positiv gegenüber.  »Was wir 
bei unseren Kolleginnen und Kollegen 
mit unseren Aktionen bewegen, wissen 

wir natürlich nicht genau. Wir können 
ihnen ja nicht in die Köpfe schauen. 
Aber wir können sie für das Thema 
sensibilisieren. Und das ist uns sehr 
wichtig«, schließt Tonn. 
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Ein goldener Stolperstein weist vor der Einganstür der 
Apotheke »Zum Ritter« in der Langen Reihe in St. Georg auf 
Max Wolfsohn hin. 

Lange Zeit lebte er mit seiner Fami-
lie im Haus Nummer 39 und betrieb 
im Erdgeschoss seine Apotheke. 
1936 wurde allen jüdischen Apothe-
kerInnen von den Nationalsozialis-
tInnen ein Verpachtungszwang 
auferlegt. Wolfsohn setzte zunächst 
seine Berufstätigkeit als dann ange-
stellter Apotheker für zwei Jahre 
fort. 1939 wurde jüdischen Apothe-
kerInnen schließlich ihre Approba-
tion komplett entzogen, was einem 
Berufsverbot gleichkam. Wolfsohn 

verkaufte seine Apotheke daraufhin 
an seinen Nachfolger Rudolf Rin-
cker, der bereits bei ihm angestellt 
war. 1942 wurden Wolfsohn und 
und seine Familie in das Konzent-
rationslager Theresienstadt und von 
dort in das Vernichtungslager Treb-
linka deportiert, wo beide starben. 

Die Apotheke gibt es noch immer. 
Inzwischen gehört sie Hiltrud Lüns-
mann. Die Geschichte des Hauses 
liegt ihr am Herzen. Deswegen hat 

Tipp: Hier gibt es Unterstützung
Viele Bildungsträger und -stätten in 
Hamburg bieten Seminare, Fort- und 
Weiterbildungen zu den Themen Nati-
onalsozialismus, aber auch Neue Rech-
te, Rechtsextremismus oder Rassismus 
an. Ein paar Anregungen:

Arbeit und Leben Hamburg

Arbeit und Leben Hamburg hält Angebo­
te für Erwachsene und Jugendliche parat. 
Unter anderem ein Seminar mit dem Titel 
»Zigeuner? Roma?«, in dem es um Antizi­
ganismus – Rassismus gegen Roma - geht.

http://hamburg.arbeitundleben.de

KZ-Gedenkstätte Neuengamme 

Dort können unter vielen anderen Mög­
lichkeiten auch Berufsgruppen orientierte 
Veranstaltungen besucht und organisiert 
werden. Beispiele sind: Nationalsozialis­
mus und Polizei, Verwaltung, Pflege oder 
Medizin.

www.kz-gedenkstaette-neuengam-
me.de

Landeszentrale für politische Bildung 

Die Landeszentrale bietet aktuelle und ge­
schichtliche Veranstaltungen zum Thema 
Nationalsozialismus und Rechtsextremis­
mus an. 2012 war das zum Beispiel ein 
szenischer Rundgang »Wege nach Neu­
engamme«. Dazu finden sich dort auch ein 
Audioführer und ein Faltblatt. 

www.hamburg.de/politische-bildung

Wichtiger Blick in die Vergangenheit

Wer sich am Arbeitsplatz mit der Geschichte des eigenen Be-
triebes im Nationalsozialismus auseinandersetzt, kann einen 
wichtigen Beitrag für die Auseinandersetzung mit  dem Rechtsex-
tremismus leisten.  
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Zwei Literaturtipps:

Frank Bajohr:
«Arisierung in Hamburg«
Hans Christians Verlag, 1997.

Friederike Littmann:
»Zwangsarbeit in der Hamburger 
Kriegswirtschaft«
Dölling und Galitz Verlag, 2005.

sie auch organisiert, dass der Stolper-
stein vor der Tür verlegt wurde. »Das 
war eine gute Entscheidung. Viele 
meiner Kundinnen und Kunden aus 
dem Stadtteil fanden das richtig und 
wichtig«, berichtet sie, »ich bin auch 
erstaunt, wie viel Interesse daran 
besteht.« Immer wieder bleiben Men-
schen vor ihrer Apotheke stehen und 
schauen sich den Stein mit dem Na-
men von Wolfsohn an. Einige kom-
men anschließend auch in die Apo-
theke, um nachzufragen. 

Wer den Verkaufsraum betritt, wird 
auch auf eine andere Art auf die His-
torie des Gebäudes hingewiesen: Eine 

großflächige Ahnentafel ist auf die 
Wand über dem Verkaufstresen ge-
malt. In der alten, geschwungenen 
Sütterlin-Schrift sind dort die Namen 
der ehemaligen BesitzerInnen aufge-
zeichnet. Auch darauf werden die Apo-
thekerin und ihre MitarbeiterInnen 
immer wieder angesprochen.

Das Thema NS-Vergangenheit ist 
also im Arbeitsalltag ständig 
präsent. »Manche KundInnen sind 
auch kritisch und stellen Fragen. Damit 
muss man dann auch umgehen. Der 
Nationalsozialismus und seine Folgen 
gehören zur 200-jährigen Geschichte des 
Hauses dazu, auch wenn ich mir wünsch-
te, dass es diese Zeit so nie gegeben hätte«, 
sagt sie. 

Auf den regelmäßigen Führungen 
durch die Apotheke wird auf das Ka-
pitel »NS-Zeit« hingewiesen. Und auch 
Stadtteilrundgänge machen regelmä-
ßig Station bei ihr.

»Es ist sicher nicht der be-

quemste Weg, immer wieder mit 
dem Nationalsozialismus und 
seinen Verbrechen konfron-
tiert zu werden«, sagt Lüns-
mann, »aber es ist auf jeden 
Fall besser, als einfach dazu 
zu schweigen.« Arisierung

»Arisierung« nannten die Nazis die 
Enteignung der jüdischen Bevöl­
kerung. Profiteure waren der na­
tionalsozialistische Staat bzw. Pri­
vatpersonen. Die Folge war, dass 
viele Geschäftsleute unter massi­
vem Druck ihre Läden und Grundstü­
cke – zum Großteil weit unter Wert 
– verkaufen mussten. Die „Arisie­
rung“ kann man auch als Raub oder, 
wissenschaftlicher, „wirtschaftlicher 
Ausschaltungsprozess“ bezeichnen. 
Zu ihr gehörte auch, dass Juden ab 
dem 1. Januar 1939 per Verord­
nung untersagt wurde, Waren und 
Dienstleistungen anzubieten und zu 
verkaufen.
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Witze hat Stefan Czekalla 
während seiner Ausbildungs-
zeit von KollegInnen einige 
Male gehört. 

»Viele Bemerkungen fallen sicher un-
bewusst so nebenbei. Aber ich wollte 
das nicht immer hinnehmen«, erzählt 
der 23-jährige. »Wenn man dann al-
lerdings Kritik äußert, wird das als 
übertrieben abgetan. Man solle das 
doch nicht so ernst nehmen, habe ich 
immer wieder gehört.« Viele Jüngere 
würden sich auch nicht trauen, ihre 
älteren KollegInnen anzusprechen, 
meint er, »den Mut bringt nicht jeder 
auf.«

Umso wichtiger ist es für ihn, an der 
Arbeitsstelle gegen Rechtsextremis-
mus aktiv zu sein. Als Auszubilden-
denvertreter in seiner Firma Sasol Wax 
plant er eine Aktion, an der möglichst 
viele MitarbeiterInnen beteiligt sein 
sollen. Das Unternehmen hat bereits 
einen Ethik-Kodex, in dem zu einem 
respektvollen Miteinander am Ar-

beitsplatz aufgefordert wird, und der 
sich gegen Diskriminierung aus-
spricht. Doch für Czekalla steht fest: 
»Es ist ein Unterschied, ob man so 
etwas liest und vielleicht sogar unter-
schreibt, oder aktiv bei etwas mit-
macht und sich so mit der Sache länger 
und intensiver auseinandersetzt.« Die 
Vertrauensleute stehen den Plänen 
sehr positiv gegenüber. Aber Czekalla 
hat auch festgestellt: 

»Bei uns Jüngeren 
ist das Thema und 
seine Bedeutung 
präsenter als zum 
Beispiel bei 
den Betriebs-
räten. Deswe-
gen sehe ich 
es auch 
als mei-
ne Auf-
gabe an, 
da Impulse 
zu setzen.« 

Auch in seiner Be-

Als Azubi aktiv 

gegen Rechtsextremismus 

Auch Auszubildende können viel dazu beitragen, dass 
über das Thema Rechtsextremismus im Betrieb gesprochen 
wird. Ein Erfahrungsbericht und Beispiele.
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schäftigung mit dem Thema Rechts-
extremismus gewünscht. 

»In meiner Zeit wurde das nie ange-
sprochen. Das stand einfach nicht in 
den Lehrplänen. Dabei ist das doch 
dort genau richtig aufgehoben. Auch 

die Frage, wie gehe ich mit Ras-
sismus und Diskriminierung 
in meinem Arbeitsalltag um.«

Die Deutsche Bahn 
sorgt mit ihrer Aktion 
»Bahn-Azubis gegen 
Hass und Gewalt - Ge-

meinsam für ein to-
lerantes und res-
pektvolles 
Miteinander« da-
für, dass sich 
ihre Auszubil-
denden mit der 
Problematik 
auseinander-
setzen.

Alle Azubis 
im ersten 
und zweiten 

Lehrjahr sind 
seit Gründung des 

Wettbewerbs im Jahre 2000 aufgeru-
fen, sich daran in welcher Form auch 
immer zu beteiligen. Im Jahre 2005 
haben beispielsweise Auszubildende 
für die Mahn– und Gedenkstätte Ra-
vensbrück einen Güterwagen aufgear-
beitet, der an die Deportationen erin-
nern soll. 

In jedem Jahr engagieren sich dort 
neue Azubi-Gruppen aus Anlass des 
Wettbewerbs mit einem Workshop. In 
diesem Jahr waren auch die beiden 
Mechatroniker Patrick Skradde und 
Dennis Loose dabei: »Die Beschäfti-
gung mit dieser Thematik bringt mich 
schon zum Nachdenken. Darüber 
rede ich dann natürlich auch mal mit 
meinen Kollegen«. »Gerade wenn ein 
Großunternehmen so etwas organi-
siert, schafft das Öffentlichkeit. Das ist 

doch ein Schritt, der schon etwas ver-
bessern kann«, fügt Skradde hinzu. 

Ein anderer Wettbewerb für Berufs-
chülerInnen und Auszubildende ist die 
Gelbe Hand des Vereins »Mach mei-
nen Kumpel nicht an«.  Auf der Inter-
netseite zum Wettbewerb finden sich 
anhand der prämierten Projekte der 
vergangenen Jahre zahlreiche Anre-
gungen, um selbst aktiv zu werden. 

Beispiele sind eine Powerpoint-Prä-
sentation unter dem Titel »Nur weil 
ich anders bin«, der Film eines jun-
gen Muslim über seine Situation in 
Deutschland oder die Ausstellung  
»2. Mai 1933 - Tatort Duisburg«. 

Wettbewerbe für Jugendliche 
Die Gelbe Hand steht seit über 30 Jahren für gewerkschaftliches Engagement gegen Rechts  
www.gelbehand.de. Dort findet man auch eine Datenbank mit Beispielen von Aktivitäten gegen 
Rechtsextremismus in der Arbeitswelt sowie Beispiele für das Engagement für Gleichberechti­
gung von Arbeitnehmenden mit Migrationshintergrund.

Weitere Informationen über den Wettbewerb der Bahn gibt es auf der Seite  
www.deutschebahn.com/de/nachhaltigkeit/soziales/azubis_gegen_hass_und_gewalt
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Ein Unternehmer engagiert sich

Das Engagement gegen Rechtsextremismus ist für den  Restau-
rantbetreiber Ömer Merdin selbstverständlich. Diese Haltung 
lebt er auch seiner Belegschaft vor.

Am 1. Mai 2008 demonstrierten rund 700 RechtsextremistInnen 
durch den Stadtteil Barmbek. »Als ich das im Vorfeld hörte, 
war klar: Das kann ich nicht einfach so zulassen«, erzählt 
Ömer Merdin. In Barmbek gehört ihm das Restaurant »Big Ea-
sy« in der Fuhlsbüttler Straße, insgesamt leitet er sieben 
Gastronomiebetriebe in Hamburg. »Für mich ist es selbstver-
ständlich, sich demokratisch zu engagieren. Das gehört 
einfach dazu«. 

Im Vorfeld des Aufmarsches der 
Rechtsextremen ließ er Plakate dru-
cken und sprach in der Nachbarschaft 
zunächst die Ladenbesitzer mit Mig-
rationshintergrund an, um sie um 
Unterstützung zu bitten. »Schnell 
haben aber auch viele Deutsche mit-
gemacht. In fast allen Läden hingen 
dann die Zettel mit der Aussage: Nazis 
sind hier unerwünscht.«  

Am Tag des Aufmarsches verteilte er 
vor seinem Restaurant mit allen An-
gestellten, die sich beteiligen wollten, 
Kaffee und Kuchen. Ziel war es, so 
eine große Menschenmenge zu mobi-
lisieren, die sich dort direkt auf der 
Demonstrationsroute der Rechtsext-
remistInnen versammeln sollte und es 
auch tat. Alle Beschäftigten 
konnte sich innerhalb seiner 



21

Arbeitszeit ohne Verdienst-
ausfall an der Aktion betei-
ligen. 

Wichtig war es ihm, auch im 
eigenen Betrieb klar Stellung 
zu beziehen: »Wir haben bewusst 
an die Toilettentüren Schilder mit dem 
Spruch ‚kein Platz für Nazis‘ ange-
bracht, damit möglichst alle Gäste sie 
wahrnehmen. Es kam auch vor, dass 
die abgerissen worden sind. Dann ha-
ben wir neue aufgehängt. Außerdem 
gab es an jedem Tisch Bierdeckel mit 
dem Spruch ‚kein Bier für Nazis‘.« In 
der eigenen Hauszeitung, die er kos-
tenlos in allen seinen Restaurants ver-
teilt, ließ er Artikel gegen den Naziauf-
marsch veröffentlichen. 

»Wer zu uns zum Essen oder 
Trinken kommt, muss wissen: 
Bei uns wollen wir keinen 
Rechtsextremismus«, fasst Merdin 
zusammen. Diesen Grundsatz vermittelt 
er auch seinen Angestellten. Bei den re-
gelmäßigen Sitzungen mit den Teamlei-
terInnen aus den einzelnen Restaurants 
zum Beispiel: »Da weise ich jeden darauf 
hin, dass Gäste mit Thor Steinar Klamot-
ten oder bestimmten Nazisymbolen aus 
dem Lokal gewiesen werden. Ich fordere 
sie auf, wachsam zu sein, was zum Bei-
spiel eine 88 auf einem Pullover oder T-
Shirt angeht.« 

Thor Steinar ist eine Marke, die der 
Verfassungsschutz als »Szene-Klei-
dung für Rechtsextremisten« einstuft. 

Die 8 steht für das H als achten Buch-
staben im Alphabet, die Zahlenkom-
bination 88 somit für »Heil Hitler« 
(siehe Kapitel ‚Mode rechtsextrem‘). 
Dass so etwas in seinen Läden verboten 
ist, soll schon bald auch in der Haus-
ordnung stehen. Um auf dem Laufen-
den zu bleiben, informiert sich Merdin 
über die aktuellen Symbole von 
Rechtsextremen, auch wenn er mit 
antirassistischen Initiativen aus dem 
Stadtteil spricht.

Auch was Beleidigungen an-
geht, fährt er eine klare 
Linie: »Fällt zum Beispiel das 
Wort ‚Kanake‘ und ist es so 
auch ernst gemeint, bekommt 
der Gast sofort Hausverbot. 

Wie man mit solchen Situati-
onen umgeht, besprechen wir 
ebenfalls auf unseren Tref-
fen.« 

Was für die Gäste gilt, zählt auch für 
die Belegschaft. Rund 121 Angestellte 
aus 32 Ländern sind in seinen Restau-
rants beschäftigt. »Da kommt es auch 
schon mal untereinander zu Diskri-
minierungen. Aber jeder weiß, dass 
solche Fälle den TeamleiterInnen und 
mir gemeldet werden sollen. Wir ver-
suchen, so etwas dann im Gespräch zu 
lösen. Und im Wiederholungsfall 
schmeiße ich auch MitarbeiterInnen 
raus.« Von seinen 18 TeamleiterInnen 
haben sechs einen Migrationshinter-
grund.
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Seit 1986 gilt bei dem Hamburger Genossenschaftsunternehmen 
»Das Taxi« eine Selbstverpflichtung, die jeder Mitarbeiter 
und jede Mitarbeiterin unterschreiben muss. 

Darin heißt es unter anderem: »Völlig 
inakzeptabel sind für uns rassistische, 
sexistische oder nationalistische Äu-
ßerungen oder Verhaltensweisen. 
Jegliche Diskriminierungen von Min-
derheiten haben bei uns keinen Raum. 
Hierbei spielt keine Rolle, ob ein sol-
ches Verhalten KundInnen oder Kol-

leginnen entgegengebracht wurde.« 
Diese Selbstverpflichtung hat vertrag-
lichen Charakter. Das heißt, alle, die  
dagegen verstoßen, riskieren eine Ab-
mahnung oder sogar die Aufkündi-
gung der Zusammenarbeit. »Von 
dieser Vereinbarung soll ganz klar das 
Signal ausgehen: Rassistisches Verhal-

Stellung beziehen per Betriebsvereinbarung

Betriebsvereinbarungen oder andere vertragsähnliche Abmachungen bieten 
die Möglichkeit, sich in einem Unternehmen klar gegen Rechtsextremismus zu 
positionieren.  

Best Practice: Betriebsvereinbarungen
Eine Musterbetriebsvereinbarung zum 
»Schutz vor Diskriminierung und Un­
gleichbehandlung« hat der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) entwickelt. 
Sie ist zum Beispiel auf der Seite www.
aktiv-gegen-diskriminierung.info/
betriebsvereinbarungen zu finden.

Anregungen können auch verschie­
dene Betriebsvereinbarungen von an­
deren Firmen bieten. Auf den Seiten 
von www.migration-online.de sind 
zum Beispiel die von der S-Bahn Ber­
lin GmbH, der EKO-Stahl GmbH, der 
Adam Opel AG oder der Feuerverzinke­
rei Voigt & Müller GmbH dokumentiert.

Die Hans-Böckler-Stiftung verfügt zu­
dem über das größte Archiv von allge­
meinen Betriebsvereinbarungen. Auf 
der Seite www.betriebsvereinbarung.
de finden sich Hintergründe, Auswer­
tungen und Fallstudien, die wertvolle 
Hinweise enthalten können. 



Interkulturele Verständigung: 
Bei der Firma Vibracoustics in Harburg organisieren 
einige KollegInnen regelmäßig in den Arbeitspausen 
ein gemeinsames internationales Frühstück. »Essen 
zu teilen ist etwas Persönliches, das verbindet«, findet 
Betriebsrätin Stefanie Hechenblaikner. Reihum bringt 
jedeR Spezialitäten aus seiner/ihrer Heimat mit. Etwa 
zehn MitarbeiterInnen aus unterschiedlichen Ländern 
nehmen an den Treffen teil. 

Die Idee stammt von Betriebsrat Kemal Kiremitcioglu. 
»Man kommt unabhängig von der Arbeit ins Gespräch: 
Probier mal dies, das hier schmeckt ja doch ganz gut 
und so«, berichtet er. Erfahrungen, die für ein besse­
res Miteinander sorgen sollen. »Da achten die Kolle­
gInnen auch mal darauf, kein Schweinefleisch mitzu­
bringen oder verstehen, wenn sich welche wegen des 
Ramadan nicht beteiligen.« Das gemeinsame Frühstück 
wird so zu einem aktiven Zeichen gegen Rechtsextre­
mismus und Ausgrenzung, auch wenn es manchmal zu 
Konflikten kommt.  

Einmal hätte ein Mitarbeiter andere aufgezogen, er­
zählt Kiremitcioglu: »Er sprach vom Schweinekäse, vom 
Schweinekaffee. Alles war vom Schwein. Dem habe ich 
dann deutlich erklärt, dass das nicht gerade ein respekt­
voller Umgang mit seinen Kollegen ist.« 

Hechenblaikner weiß, dass sie mit ihrem Frühstück nicht 
alle MitarbeiterInnen im Betrieb erreichen. »Wer sich 
nicht öffnen will, wird auch nicht zum gemeinsamen 
Essen kommen«, meint sie. »Aber wir hoffen, dass die­
ses Gemeinsame trotzdem auf das Gesamtklima po­
sitiv abfärbt.«

ten wird bei uns nicht toleriert,« so 
Geschäftsführerin Anne Dolma.

Viele große Firmen haben inzwischen 
ähnliche Grundsätze für sich und ihre 
MitarbeiterInnen entwickelt. Sie haben 
die Form von Betriebsvereinbarungen, 
Verhaltensrichtlinien oder sind in Leit-
bildern integriert. Inhaltlich positio-
nieren sie sich zum Beispiel gegen 
Diskriminierung oder Rassismus und 
fordern alle MitarbeiterInnen zu einem 
partnerschaftlichen, respektvollen 
Umgang untereinander, aber auch mit 
allen mit dem Unternehmen verbun-
denen KundInnen, PartnerInnen oder 
DienstleisterInnen auf. 

Gerade bei international 
operierenden Unternehmen 
gehören Antidiskriminie-
rungsaktivitäten mittler-
weile zum guten Ton. Hinter-
grund ist auch die 1995 zwischen 
europäischen Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbänden verabschie-
dete Florenzer Erklärung. Danach 
verpflichteten sie sich »eine aktive 

Rolle bei den vereinten Bemühungen 
um Verhütung der Rassendiskrimi-
nierung zu übernehmen und in ih-
rem eigenen Einflussbereich, näm-
lich am Arbeitsplatz, gemeinsam 
dagegen vorzugehen«. 

So hat zum Beispiel der 
Daimler-Konzern die 
»fairplay«-Kampagne für sich 
entwickelt. In einem dazu gehö-
renden Informationsblatt werden 
MitarbeiterInnen aufgerufen aktiv 
zu werden, wenn sie diskriminieren-
des Verhalten bemerken. Zum Bei-
spiel in Fällen wie dem: »Für die 
ausgeschriebene Stelle möchte Ihre 
Führungskraft möglichst nur Bewer-
berinnen und Bewerber aus einem 
bestimmten Kulturkreis einstellen, 
weil ‚man sich sonst nur Probleme‘ 
schafft«.

Solche Vereinbarungen haben in 
erster Linie eine große Signalwir-
kung für alle Beschäftigen eines Un-
ternehmens und in Richtung derer, 
die mit ihm zu tun haben. Voraus-

gesetzt, die Firmen tragen ihre 
Grundsätze auch offensiv nach au-
ßen und belassen es nicht bei einem 
unauffälligen Aushang am Schwar-
zen Brett. 

Neben der hohen Symbolkraft sol-
cher Vereinbarungen ist mit ihnen 
aber auch die Androhung von Sank-
tionen verbunden. Sie bieten außer-
dem allen MitarbeiterInnen die 
Grundlage, um sich gegenüber Füh-
rungskräften, Vertrauensleuten oder 
Personalverantwortlichen darauf zu 
berufen und bei Verstößen Konse-
quenzen einzufordern. 

Es kann sich also durchaus lohnen, 
die Erarbeitung vergleichbarer Ab-
machungen bei der Geschäftsfüh-
rung, dem Betriebsrat oder anderen 
Verantwortlichen anzuregen und im 
Anschluss Ideen zu entwickeln, wie 
sie auch mit Leben gefüllt werden 
können.
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…informiert euch

Haltet euch durch Bücher, Zeitschrif-
ten und das Internet auf dem Laufen-
den – nur wer weiß, wie Rechtsextreme 
auftreten, kann ihnen erfolgreich ent-
gegentreten. 

… sensibilisiert euer 
Arbeitsumfeld

Es ist sinnvoll mit der Arbeit gegen 
Rechtsextremismus zu beginnen, be-
vor er sich festsetzt. Eine vorbeugende 
Beschäftigung hilft bei akuten Vorfäl-
len eine eigene Position zu beziehen 
und handlungsfähig zu sein.

… bezieht deutlich Position 
und ermuntert auch andere zu 
widersprechen

Rechte und diskriminierende Sprüche 
grenzen aus, stören den Betriebsfrie-
den und das soziale Miteinander. Egal, 
ob Alltagsrassismus oder Ausdruck 
extrem rechter Einstellung – eine 

Klarstellung, dass man mit dem Inhalt 
nicht einverstanden ist, ist notwendig. 

… seid solidarisch mit den 
Opfern

Macht für alle sichtbar, dass Rechts-
extremismus im Betrieb nicht geduldet 
wird. Opfer von verbalen oder körper-
lichen Angriffen dürfen nicht alleine 
gelassen werden. Wählt Ansprech-
partnerInnen im Betrieb, an die sich 
Betroffene wenden können. 

… setzt Zeichen gegen 
rechtsextreme Gewalt 
und unterstützt bürger-
schaftliches Engagement

Schafft betriebsinterne Öffentlichkeit, 
indem ihr Plakate aushängt, in Be-
triebszeitungen Artikel publiziert oder 
gemeinsame Aktivitäten startet. 

… nutzt rechtliche Möglich-
keiten

Extrem rechte Aktivitäten im Betrieb 
sind häufig strafrechtlich relevant und 
können zu Kündigungen führen. Na-
zis dürfen keine betriebliche Interes-
sensvertretung erhalten.

… vernetzt euch

Alleine ist es manchmal schwer die 
Welt zu verändern, zusammen geht̀ s 
besser und macht auch noch mehr 
Spaß!

Aktiv gegen Rechts!

Es gibt kein »Patentrezept« für Aktivitäten gegen 
Rechts im betrieblichen Alltag. So unterschiedlich die 
Situation vor Ort ist, so vielfältig sind die Möglich-
keiten zur Intervention. Wichtig ist:    
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Rechtliche Möglichkeiten

Auf welcher rechtlichen Grundlage kann in einem Betrieb 
gegen rechtsextremes Verhalten vorgegangen werden? 

Die Basis dazu bilden zunächst Grund-
gesetz, Strafgesetzbuch und das Bür-
gerliche Gesetzbuch, wenn zum Bei-
spiel Beleidigungen oder gewaltsame 
Übergriffe im Spiel sind. Aber auch in 
der Arbeitswelt gibt es im Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) - 
auch Antidiskriminierungsgesetz 
genannt - und dem Betriebsverfas-
sungsgesetz Paragraphen, die vor Be-
nachteiligungen schützen. Darüber 
hinaus ist es möglich, freiwillige Be-
triebsvereinbarungen zu schließen, die 
dann für alle Beschäftigten und den 

Arbeitgeber in einem Unternehmen 
gelten. Alle diese rechtlichen Regelun-
gen können als Grundlage dienen, um 
beim Arbeitgeber oder den Personal-
verantwortlichen zunächst Handeln, 
aber auch Sanktionen gegen rechtsex-
tremes oder diskriminierendes Verhal-
ten einzufordern.

Im AGG sind bestimmte Pflichten des 
Arbeitgebers festgehalten. Ziel des Ge-
setzes ist es, »Benachteiligungen aus 
Gründen der Rasse oder wegen der 
ethnischen Herkunft, des Geschlechts, 

der Religion oder Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Identität zu verhindern oder 
zu beseitigen.« Geregelt sind darin 
Pflichten des Arbeitgebers. 

Danach 

�� dürfen bestimmte BewerberInnen 
auf eine Stelle nicht benachteiligt 
werden (§ 6 (1) AGG),

�� dürfen einem Betrieb generell kei­
ne MitarbeiterInnen benachteiligt 
werden (§ 7 AGG),

�� müssen ArbeitgeberInnen Schutz­
maßnahmen gegen Diskriminie­
rung ergreifen (§ 12 (1) AGG),

�� können ArbeitgeberInnen Sanktio­

nen von Abmahnungen bis hin zur 
Kündigung aussprechen, wenn ein 
Fall von Benachteiligung vorliegt (§ 
12 (3) AGG),

�� dürfen ArbeitgeberInnen Betrof­
fene oder deren KollegInnen, die 
sich gegen Benachteiligungen ein­
setzen, deswegen nicht maßregeln, 
(§ 16 AGG).

Parallel zur Einführung des AGG im 
Jahre 2006 wurde auch die Antidiskri-
mierungsstelle (www.antidiskriminie-
rungsstelle.de) eingerichtet. Wer mit 
Diskriminierungen an der Arbeitsstel-
le konfrontiert worden ist, bekommt 
dort kostenlose Beratung und Hilfe. 
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das die Zusammenarbeit von Arbeit-
geberInnen und ArbeitnehmerInnen 
in einem Unternehmen verbindlich 
regelt, nimmt eindeutig Stellung zum 
Thema Benachteiligungen: 

§ 75  Betriebsverfassungsge-
setz

�� »Arbeitgeber und Betriebsrat ha­
ben darüber zu wachen, dass alle 
im Betrieb tätigen Personen nach 
den Grundsätzen von Recht und 
Billigkeit behandelt werden, ins­
besondere, dass jede Benachtei­
ligung von Personen aus Gründen 
ihrer Rasse oder wegen ihrer ethni­
schen Herkunft, ihrer Abstammung 
oder sonstigen Herkunft, ihrer Na­
tionalität, ihrer Religion oder Welt­
anschauung, ihrer Behinderung, 
ihres Alters, ihrer politischen oder 
gewerkschaftlichen Betätigung 
oder Einstellung oder wegen ihres 
Geschlechts oder ihrer sexuellen 
Identität unterbleibt.«

Das heißt, werden MitarbeiterInnen 
in einem Unternehmen diskriminiert, 
werden sie zum Beispiel ohne ersicht-
lichen Grund bei Beförderungen über-
gangen, können ArbeitgeberInnen und 
Betriebsrat unter Hinweis auf diesen 
Paragraphen dazu aufgefordert wer-
den, aktiv zu werden. 

Was aber kann ein Betriebsrat tun, 
wenn sich MitarbeiterInnen im Un-
ternehmen rechtsextrem verhalten? 
Auch dazu gibt das Betriebsverfas-
sungsgesetz Auskunft: 

§ 104  Betriebsverfassungs-
gesetz

�� »Hat ein Arbeitnehmer durch ge­
setzwidriges Verhalten oder durch 
grobe Verletzung der in § 75 Abs. 1 
enthaltenen Grundsätze, insbeson­
dere durch rassistische oder frem­
denfeindliche Betätigungen, den 
Betriebsfrieden wiederholt ernst­
lich gestört, so kann der Betriebs­
rat vom Arbeitgeber die Entlassung 
oder Versetzung verlangen.«

Zu den Aufgaben des Betriebsrats ge-
hört laut Betriebsverfassungsgesetz 
zudem nicht nur in Fällen von Benach-
teiligungen zu handeln, sondern auch 
präventive Maßnahmen für ein gutes 
Miteinander der Beschäftigten zu er-
greifen: 

§ 80  Betriebsverfassungsge-
setz

�� »(1) Der Betriebsrat hat folgende 
allgemeine Aufgaben: 

�� [7] die Integration ausländischer 
Arbeitnehmer im Betrieb und das 
Verständnis zwischen ihnen und 
den deutschen Arbeitnehmern 
zu fördern sowie Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit im Betrieb zu 
beantragen.«

Der Betriebsrat hat auch die 
Möglichkeit, bei der Einstel-
lung offensichtlich rechts-
extremer oder rassistischer 
neuer MitarbeiterInnen die 
Zustimmung zu verweigern. Das 
ist in § 99 des Betriebsverfassungsge-
setzes geregelt.   

»Der Betriebsrat kann die Zustimmung 
verweigern, wenn die durch Tatsachen 
begründete Besorgnis besteht, dass 
der für die personelle Maßnahme in 
Aussicht genommene Bewerber oder 
Arbeitnehmer den Betriebsfrieden 
durch gesetzwidriges Verhalten oder 
durch grobe Verletzung der in § 75 Abs. 
1 enthaltenen Grundsätze, insbeson­
dere durch rassistische oder fremden­
feindliche Betätigung, stören werde.«
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denvertreterInnen in einem 
Unternehmen haben in Sachen 
Diskriminierung ähnliche 
Pflichten wie Betriebsräte. 
Dazu heißt es im Betriebsverfassungs-
gesetz, die Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen hätten die Aufgabe,

�� »die Integration ausländischer, in  
§ 60, Abs. 1 genannter Arbeitneh­
mer (Jugendliche Azubis und Ar­
beitnehmerInnen bis 25) im Be­
trieb zu fördern und entsprechende 
Maßnahmen beim Betriebsrat zu 
beantragen.« (§ 70 8[1] 4 ). 

Im Bereich des öffentlichen Dienstes 
gelten das Bundespersonalvertre-
tungsgesetz (bei Bundesbehörden) 
oder die jeweiligen Personalvertre-
tungsgesetze der Länder (bei Landes-
behörden) mit ähnlichen Regelungen 
wie im Betriebsverfassungsgesetz. 

Über die oben ausgeführten Gesetzes-
texte ist es aber auch möglich, freiwil-
lige Betriebsvereinbarungen zwischen 
ArbeitgeberInnen und Arbeitneh-
merInnen in einem Unternehmen 
abzuschließen. Im öffentlichen Dienst 
werden sie Dienstvereinbarungen 
genannt. Sie können das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz oder das 
Betriebsverfassungsgesetz ergänzen. 
Inhalt können Maßnahmen gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus oder 
diskriminierendes Verhalten sein, aber 
auch zur Integration von ausländi-
schen ArbeitnehmerInnen. Beispiele 
von Unternehmen mit Betriebsverein-
barungen gibt es im Kapitel ›Stellung 
beziehen per Betriebsvereinbarung‹. 
Dort findet sich auch der Hinweis auf 

eine Musterbetriebsvereinbarung des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes. 

Solche Vereinbarungen setzen ver-
bindliche Normen für alle Arbeitneh-
merInnen eines Betriebes und sind 
damit »mehr als reine Willensbekun-
dungen«, wie es in einer Studie der 
Hans Böckler Stiftung heißt: »Sie ver-
pflichten Unternehmen dazu, gegen 
Verstöße wider die formulierten 
Grundsätze vorzugehen, sie schaffen 
einen verbindlichen Rahmen. Betrof-
fene können sich auf sie berufen und 
Hilfe beanspruchen.«
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Adler
Der Adler ist in 

Deutschland seit dem 
Mittelalter das Sinnbild für 
Macht, Erhabenheit, Göttlichkeit 

und Glück. In der Reichskriegsfahne 
war der Reichsadler auf romanisch-
gotische Art dargestellt. Der Natio­
nalsozialismus hingegen woll­
te modern wirken. Deswegen 
hat er den Reichsadler meist 
stilisiert verwendet.

Landser
»Landser« war und ist die umgangs­
sprachliche Bezeichnung für die Fuß­
soldaten im Zweiten Weltkrieg. Wenn 
sich jemand auf diese Soldaten posi­
tiv bezieht, wird damit der Wehrmacht 
(das deutsche Militär im Nationalsozi­

alismus) gehuldigt. Damit werden 
auch die Verbrechen der Wehr­

macht geleugnet oder sogar 
glorifiziert.

Schwarz-Weiß-Rot
Schwarz, Weiß und Rot waren bis zum 
Ende des Ersten Weltkrieges die offi­
ziellen Farben des Deutschen Reiches.

Als 1918 die Weimarer Republik aus­
gerufen wurde, wurden Schwarz, Rot 
und Gold die deutschen Nationalfarben. 
1933, mit dem Machtantritt der Nati­
onalsozialistInnen, wurden die Haken­
kreuzfahne und die schwarz-weiß-rote 
Fahne zu Reichsfahnen erklärt.

Codes 

identifizieren

asp | agentur für soziale perspektiven e.V. (Hg.)

rat | Ausgabe 2009

VersteckspielLifestyle, Symbole und Codes
von neonazistischen und
extrem rechten Gruppen

Versteckspiel. Lifestyle, Symbole 
und Codes von neonazistischen  
und extrem rechten Gruppen. 
Berlin 2011, 42 Seiten,  
herausgegeben von:  
Agentur für soziale  
Perspektiven e.V.
Bestellungen unter:  
www.dasversteckspiel.de
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Gaudreieck
Im Nationalsozialismus gaben der Gau­
winkel oder das Gaudreieck an, aus 
welchem »Gau« (Region) der National­
sozialistischen Deutschen Arbeiterpar­
tei (NSDAP) oder der Hitlerjugend (HJ) 
die TrägerInnen kamen. Angehörige der 
Neonazi-Szene geben damit ebenfalls 
an, woher sie stammen beziehungswei­
se zu welcher lokalen Gruppe sie gehö­
ren. Es ist verboten, dieses Symbol 
zu verwenden.

Schwarze Sonne
Die schwarze Sonne war ein Kunst­
symbol der »Schutzstaffel« (SS), 
einer eigenständigen paramilitäri­
schen Organisation der National­
sozialistischen Deutschen Arbei­
terpartei (NSDAP). Die schwarze 
Sonne war das Sinnbild einer nor­
disch-heidnischen 
Religion und eines 
angeblich uralten 
Geheimwissens. 
Bei heutigen 
Rechtsextremen 
steht sie für die 

»Verbundenheit mit 
der eigenen Art und mit artei­

genen Wertvorstellungen«.

Triskele
Die Form der Triskele ähnelt 

der eines dreiarmigen 
Hakenkreuzes. So 
wird sie auch in neo­
nazistischen Kreisen 
verstanden. Die Tris­

kele ist das Symbol der 
in Deutschland verbotenen 

international vernetzten Organisation 
»Blood and Honour« (Blut und Ehre). 
Über das Netzwerk wurden unter an­
derem illegale Rechtsrockkonzerte 
veranstaltet. Außerdem hat sie Musik 

produziert und vertrieben, die verboten 
ist. Die Triskele darf im Zusammen-
hang mit solcher Musik oder mit der 
Organisation nicht gezeigt werden.

Keltenkreuz
Das stilisierte Keltenkreuz dient in 
der rechtsextremen Szene weltweit 
als Symbol für die »Vormachtstellung 
der weißen Rasse«. Es gilt allgemein 
als das Zeichen der »White-
Power-Bewegung«. Häu­
fig wird der Buchstabe 
»O« durch das Einfü­
gen eines Kreuzes 
verfremdet. Der Bun­
desgerichtshof hat die 
Verwendung des stilisier­
ten Keltenkreuzes 2008 für 
strafbar erklärt.
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Consdaple
Diese Marke ist bei Neonazis wegen 
der im Wort enthaltenen Buchstaben­
folge NSDAP (Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei) beliebt. Ei­
gentlich leitet sich das Markenwort 
vom englischen Wort »Constaple« ab, 
also »Polizist«.

Troublemaker
Das englische Wort »Troublemaker« 
bedeutet »Krawallmacher«. Die Mar­
ke ist bei weiblichen wie männlichen 
Hooligans und Skinheads ebenso wie 
im RockerInnen-Milieu beliebt. Trouble­
maker wird auch über rechte Versand­
geschäfte und Läden vertrieben.

Erik & Sons
Das Logo der Marke besteht aus der 
Naudiz-Rune, also einem alten nordi­
schen Buchstaben. Das Design der 
Marke besteht vor allem aus nordisch-
germanischer Symbolik. Wie eini­
ge andere neuere Marken, die in der 
rechtsextremen Szene zu Hause sind, 
versucht auch Erik & Sons, das Erfolgs­

konzept der Marke Thor Steinar zu ko­
pieren. Die Kleidung ist regelmäßig auf 
Aufmärschen der extremen Rechten zu 
sehen.

Mode 

rechtsextrem
Einige Bekleidungsmarken stehen 
in direktem Zusammenhang mit der 
rechtsextremen oder rechtsorien-
tierten Szene, zum Beispiel: Cons-
daple, Masterrace, Walhall Germa-
ny, Hatecrime Streetwear, Celtic 
Wear, Dobermann, pro Violence, 
Alle gegen Alle, Sportfrei, Ansgar 
Aryan. Außerdem gibt es Marken, 
die zwar von Rechtsextremen ge-
tragen und für ihre Zwecke genutzt 
werden, deren HerstellerInnen aber 
keinen Bezug zur rechtsextremen 
Szene haben. Beliebte Marken aus 
diesem Bereich sind unter ande-
rem: Alpha Industries, Lonsdale, 
Pitbull und Troublemaker.
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Thor Steinar
Über ein aus verschiedenen Runen zu­
sammengesetztes Thor-Steinar-Logo 
gab es jahrelange juristische Ausein­
andersetzungen, weil die verwendeten 
Runen auch im Nationalsozialismus 
eingesetzt wurden. Das Logo wirkte 
optisch wie eine horizontale Wolfsan­
gel mit aufgesetztem Pfeil. Mehrere 
Staatsanwaltschaften und Gerichte sa­
hen darin den Straftat­
bestand des Ver­
w e n d e n s  v o n 
Kennzeichen ver­
fassungswidriger 
Organisationen (§ 
86a StGB). 

Zwischenzeitlich wurde der Rechts­
streit durch mehrere obergerichtliche 
Entscheidungen geklärt – das von dem 
Label Thor Steinar verwendete Logo 
erfüllt keinen Straftatbestand. Der Bun­
desgerichtshof beschreibt die Produkte 
der Marke Thor Steinar in einem Urteil 
aus dem Jahr 2010 als Bekleidung, 
»die in der öffentlichen Meinung aus­

schließlich der 
rechtsra­
d i k a l e n 
Szene zu­
geordnet« 
wird. 

Alpha Industries
Diese Marke hat keine Verbindungen 
zu rechtsextremen Kreisen. Jedoch 
ähnelt das Logo dem verbotenen Zi­
vilabzeichen der »Sturmabteilung« (SA) 
der NSDAP. Deswegen wird die Marke 
gern von Rechtsextremen getragen.

Lonsdale
Diese Marke war lange bei Rechtsex-
tremen populär, da der Markenna­
me die Buchstabenfolge NSDA ent­
hält. Dies wurde als Hinweis auf die  
NSDAP gedeutet. Seit 1999 distanziert 
sich Lonsdale von dem rechtsextremen 
KundInnen-Kreis. Das Unternehmen 
beliefert einige Neonazi-Versandfir­
men nicht mehr. Mit der Kampagne 
»Lonsdale loves all colors« unterstützt 
das Unternehmen antirassistische Kul­
turinitiativen.



Das Mobile Beratungsteam gegen Rechtsextremismus Hamburg ist ein Projekt von Arbeit und Leben DGB/VHS Hamburg e.V. und der DGB Jugend Nord. 
Das MBT ist Teil des Beratungsnetzwerkes gegen Rechtsextremismus Hamburg und erreichbar unter der Telefonnummer der Erstkontaktstelle 040 42863-3625.

Im Rahmen des Bundesprogramms »Toleranz fördern – Kompetenz stärken« wird es gefördert durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
und die Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration Hamburg.  


